
Forum Nachhaltige Beschaffung 
Baden-Württemberg 

3. Treffen am 24. September 2014  
im Staatsministerium Baden-Württemberg 
 

auf Einladung von Werkstatt Ökonomie und  
Dachverband Entwicklungspolitik Baden-Württemberg 



Neue EU-Vergaberichtlinien 

Bedeutendste Reform des Vergaberechts seit 2004 

• Überarbeitung: Richtlinie 2014/24/EU ersetzt Richtlinie 2004/18/EG   
(„klassische“ Vergaberichtlinie) 

• Überarbeitung: Richtlinie 2014/25/EU ersetzt Richtlinie 2004/17/EG 
(für Sektorenauftraggeber) 

• Neu: Richtlinie 2014/23/EU (Konzessionsvergabe) 

 

Zeitschiene 

• 15. Januar 2014: Annahme der neuen EU-Vergaberichtlinien durch das 
Europäische Parlament 

• 11. Februar 2014: Zustimmung durch den Rat der Europäischen Union 

• 28. März 2014: Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 

• 17. April 2014: Inkrafttreten (20. Tag nach der Veröffentlichung) 

• müssen innerhalb von zwei Jahren ins nationale Recht umgesetzt werden, 
d.h. bis 16. April 2016 
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Ziele 

• Vereinfachung und Flexibilisierung der Vergabeverfahren 

• Verbesserung des Zugangs für kleine und mittelgroßen Unternehmen 

• Stärkung der Möglichkeit, soziale und umweltpolitische Ziele in 
Vergabeverfahren zu berücksichtigen (Europa 2020-Ziele) 

 

Zentrale Aspekte bzgl. nachhaltiger Beschaffung 

• Anwendung von Nachhaltigkeitskriterien empfohlen und erleichtert. 

• Kriterien können sich auch auf nicht-materielle Eigenschaften beziehen. 

• Kriterien können auf allen Stufen des Ausschreibungsprozesses und 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette angewendet werden. 

• Der Bezug zum Auftragsgegenstand ist weit gefasst. 

• Ermittlung des wirtschaftlich günstigsten Angebots z.B. mittels 
Lebenszykluskostenrechnung unter Berücksichtigung externer Kosten 

• Nachweis durch ein bestimmtes Label kann verlangt werden. 

• (Glaubwürdigkeits-)Kriterien für Labels sind vorgegeben. 
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Zuschlagskriterien:  
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten empfohlen  

 

• Klarstellungen und neue Kriterien bzgl. des „wirtschaftlich günstigsten 
Angebots“  Möglichkeit der Einbeziehung sozialer und Umweltaspekte 
deutlich verbessert und durch Bezugnahme auf Europa 2020-Ziele 
ausdrücklich empfohlen. 

• Das wirtschaftlich günstigste Angebot wird „anhand einer Bewertung auf 
der Grundlage des Preises oder der Kosten, mittels eines Kosten-
Wirksamkeits-Ansatzes, wie der Lebenszykluskostenrechnung“ ermittelt. 

• Das beste Preis-Leistungs-Verhältnis wird auf der Basis von Kriterien 
einschließlich sozialer und ökologischer Aspekte mit Bezug zum Auftrags-
gegenstand bestimmt. „Zu diesen Kriterien kann u.a. Folgendes gehören: 
... soziale, umweltbezogene und innovative Eigenschaften … sowie die 
damit verbundenen Bedingungen.” (Artikel 67,2) 

• Mitgliedstaaten können festlegen, dass Preis bzw. Kosten nicht als 
alleiniges Zuschlagskriterium berücksichtigt werden dürfen. 

 



Neue EU-Vergaberichtlinien 

Bezug zum Auftragsgegenstand weit gefasst 
Gesamte Wertschöpfungskette einbezogen (?) 

 

„Zuschlagskriterien stehen mit dem Auftragsgegenstand des öffentlichen 
Auftrags in Verbindung, wenn sie sich in irgendeiner Hinsicht und in 
irgendeinem Lebenszyklus-Stadium auf die gemäß dem Auftrag zu 
erbringenden Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen beziehen, 
einschließlich Faktoren, die zusammenhängen mit 

a) dem spezifischen Prozess der Herstellung oder der Bereitstellung solcher 
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen oder des Handels 
damit oder 

b) einem spezifischen Prozess in Bezug auf ein anderes Lebenszyklus-
Stadium, 

auch wenn derartige Faktoren sich nicht auf die materiellen Eigenschaften 
des Auftragsgegenstandes auswirken.“ (Artikel 67, 3) 
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Lebenszykluskostenrechnung einschl. externer (Umwelt-)Kosten 

 

„Soweit relevant, umfasst die Lebenszykluskostenrechnung die folgenden 
Kosten während des Lebenszyklus eines Produkts, einer Dienstleistung oder 
Bauleistung ganz oder teilweise: 

a) von dem öffentlichen Auftraggeber oder anderen Nutzern getragene 
Kosten, wie: i) Anschaffungskosten, ii) Nutzungskosten, wie z. B. 
Verbrauch von Energie und anderen Ressourcen, iii) Wartungskosten, iv) 
Kosten am Ende der Nutzungsdauer (wie Abholungs- und 
Recyclingkosten); 

b) Kosten, die durch die externen Effekte der Umweltbelastung entstehen, 
die mit der Ware, der Dienstleistung oder der Bauleistung während ihres 
Lebenszyklus in Verbindung stehen, sofern ihr Geldwert bestimmt und 
geprüft werden kann; solche Kosten können Kosten der Emission von 
Treibhausgasen und anderen Schadstoffen sowie sonstige Kosten für die 
Eindämmung des Klimawandels umfassen.“ (Artikel 68,1) 
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Nachweis nachhaltiger Kriterien durch Labels 

 

„Beabsichtigen öffentliche Auftraggeber den Kauf von Bauleistungen, 
Lieferungen oder Dienstleistungen mit spezifischen umweltbezogenen, 
sozialen oder sonstigen Merkmalen, so können sie in den technischen 
Spezifikationen, den Zuschlagskriterien oder den Ausführungsbedingungen 
ein bestimmtes Gütezeichen als Nachweis dafür verlangen, dass die 
Bauleistungen, Dienstleistungen oder Lieferungen den geforderten 
Merkmalen entsprechen“, [sofern sie bestimmte Bedingungen erfüllen] 
(Artikel 43,1) 

 

• Alternative Labels mit gleichen Anforderungen müssen anerkannt 
werden. 

• Nur wenn der Bieter nachweislich aus von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen keine Möglichkeit hatte, ein Label fristgerecht zu erlangen, 
müssen andere Nachweise akzeptiert werden (Beweislast beim Bieter!). 
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Anforderungen an Labels 

 

Labels müssen alle nachfolgenden Bedingungen erfüllen (Artikel 43,1): 

a) „die Gütezeichen-Anforderungen betreffen lediglich Kriterien, die mit 
dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen und für die Bestimmung 
der Merkmale der Bauarbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen 
geeignet sind, die der Auftragsgegenstand sind; 

b) die Gütezeichen-Anforderungen basieren auf objektiv nachprüfbaren und 
nichtdiskriminierenden Kriterien; 

c) die Gütezeichen werden im Rahmen eines offenen und transparenten 
Verfahrens eingeführt, an dem alle relevanten interessierten Kreise — 
wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Sozialpartner, Hersteller, Händler 
und Nichtregierungsorganisationen — teilnehmen können; 

d) die Gütezeichen sind für alle Betroffenen zugänglich; 

e) die Anforderungen an die Gütezeichen werden von einem Dritten 
festgelegt, auf den der Wirtschaftsteilnehmer, der das Gütezeichen 
beantragt, keinen maßgeblichen Einfluss ausüben kann.“ 
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Offene Fragen 

 

• Umsetzung in nationales Recht: Wie ist die Zeitschiene? Welche 
Stakeholder sind beteiligt? Werden Ermessensspielräume i.S. einer 
nachhaltigen Integration von Nachhaltigkeitskriterien genutzt? 

• Mit welchen Positionen geht BaWü in den Umsetzungsprozess? 

• Was davon kann auf Landesebene schon vor der Umsetzung in nationales 
Recht aufgegriffen? 

• Sind die relevanten Aspekte bei der Überarbeitung der BAO 
berücksichtigt? 

• Wie und von wem werden die Anforderungen an Labels weiter 
konkretisiert? 

• Wird es künftig eine Akkreditierungsstelle für Labels geben und welche 
Stakeholder sind daran beteiligt? 

• … 
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Vielen Dank! 

 

 

Hinweis:  
Alle Angaben zu Urteil des VGH erfolgen nach bestem Wissen,  
aber ohne Gewähr. 

 

Originaltexte und Hintergrundpapiere unter 
http://ec.europa.eu/internal_market/publicprocurement/modernising_rules/
reform_proposals/index_de.htm  

 

Uwe Kleinert, Werkstatt Ökonomie (Heidelberg) 
September 2014 

http://ec.europa.eu/internal_market/publicprocurement/modernising_rules/reform_proposals/index_de.htm
http://ec.europa.eu/internal_market/publicprocurement/modernising_rules/reform_proposals/index_de.htm
http://ec.europa.eu/internal_market/publicprocurement/modernising_rules/reform_proposals/index_de.htm


Sozialstandards in kommunalen 
Friedhofssatzungen: der „Fall Kehl“ 

Am 29. April erklärte der Verwaltungsgerichtshof Mannheim den §13,  
Absatz 2, Sätze 2 bis 11 der Friedhofssatzung der Stadt Kehl für nichtig.  



Sozialstandards in kommunalen 
Friedhofssatzungen: der „Fall Kehl“ 

Wesentliche Gründe 

 

• Es besteht keine hinreichend gesicherte Verkehrsauffassung darüber, 
welche bestehenden Nachweise als vertrauenswürdig gelten können. 

• Es gibt keine staatliche Stelle, die Zertifikate als vertrauenswürdig 
anerkannt hat. 

• Im Gesetz ist nicht unter ausdrücklicher Nennung der Zertifikate geregelt, 
welche Zertifikate als Nachweis ausreichen. 

• FairStone und Xertifix sind in der Regelung als in Betracht kommend 
genannt; das belegt aber keine allgemeine Verkehrsauffassung. 

• Die in Satz 5 angesprochene, von der Friedhofsverwaltung geführte Liste 
der anzuerkennenden Zertifikate stellt eine unzulässige Übertragung von 
Kompetenzen des Satzungsgebers an die Exekutive dar. 

 

 Angesichts der mangelnden Umsetzbarkeit belastet die Regelung die 
Steinmetze übermäßig und ist von daher unverhältnismäßig. 



Sozialstandards in kommunalen 
Friedhofssatzungen: der „Fall Kehl“ 

§ 15 Bestattungsgesetz Baden-Württemberg 

 

(1) Für Gemeindefriedhöfe ist eine Friedhofsordnung als Satzung zu erlassen. 
Sie enthält die Bestimmungen, die notwendig sind, Verstorbene geordnet und 
würdig zu bestatten, beizusetzen und zu ehren sowie die Ordnung auf dem 
Friedhof aufrechtzuerhalten. 

(2) Die Ordnung auf anderen Bestattungsplätzen kann durch 
Polizeiverordnung geregelt werden. 

(3) In Friedhofsordnungen und Polizeiverordnungen kann festgelegt werden, 
dass nur Grabsteine und Grabeinfassungen verwendet werden dürfen, die 
nachweislich aus fairem Handel stammen und ohne ausbeuterische Kinder-
arbeit im Sinne der Konvention 182 der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) hergestellt sind. Die Anforderungen an den Nachweis nach Satz 1 sind in 
den Friedhofsordnungen und Polizeiverordnungen festzulegen. 

 

Die Frage, ob § 15, Absatz 3 verfassungsgemäß ist oder nicht, hat der VGH 
offen gelassen. 

 



Sozialstandards in kommunalen 
Friedhofssatzungen: der „Fall Kehl“ 

Konsequenzen? 

 

• Beim VGH sind wohl Verfahren gegen mehr als 20 weitere Kommunen 
anhängig. 

• Viele Kommunen nehmen entsprechende Regelungen aus ihren 
Friedhofssatzungen heraus. 

• Die Städte Stuttgart, Mannheim, Sindelfingen, Lahr und wohl auch 
Reutlingen werden es lt. einer Information des Gemeindetages Baden-
Württemberg vom 7.7.2014 auf einen Prozess ankommen lassen. 

 

Wie weiter? 

 

• Wie lassen sich entsprechende Regelungen rechtssicher verankern? 

• Wer treibt eine Klärung voran? 

• Besteht Interesse an einem Workshop dazu (mit juristischem 
Sachverstand)? 

 



Sozialstandards in kommunalen 
Friedhofssatzungen: der „Fall Kehl“ 

 

 

Vielen Dank! 

 

 

 

Hinweis:  
Alle Angaben zu Urteil des VGH erfolgen nach bestem Wissen,  
aber ohne Gewähr. 

 

Uwe Kleinert, Werkstatt Ökonomie (Heidelberg) 
September 2014 


